
sichtlich der Erleichterung des Verkehrs zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und Westdeutschland festgelegt.

Um die Erzeugung von Waren des Massenbedarfs zu vergrößern, 
die von kleinen und mittleren Privatbetrieben hergestellt werden, und 
um das Handelsnetz zu erweitern, wird vorgeschlagen, den Hand
werkern, Einzel- und Großhändlern, privaten Industrie-, Bau- und 
Verkehrsbetrieben in ausreichendem Umfange kurzfristig Kredite zu 
gewähren. Die Zwangsmaßnahmen zur Beitreibung von Rückständen 
an Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen, die bis zum Ende des 
Jahres 1951 entstanden sind, sollen für Klein-, Mittel- und Groß
bauern, Handwerker, Einzel- und Großhändler, private Industrie-, 
Bau- und Verkehrsbetriebe, das heißt in der gesamten privaten Wirt
schaft, ausgesetzt werden.

Wenn Geschäftseigentümer, die in letzter Zeit ihre Geschäfte ge
schlossen oder abgegeben haben, den Wunsch äußern, diese wieder 
zu eröffnen, so ist diesem Wunsche unverzüglich Rechnung zu tragen. 
Außerdem soll die HO zur besseren Versorgung der Bevölkerung so
fort Agenturverträge mit dem privaten Einzelhandel abschließen.

Das Politbüro schlägt ferner vor, daß die Verordnungen über die 
Übernahme devastierter landwirtschaftlicher Betriebe aufgehoben 
werden und die Einsetzung von Treuhändern wegen Nichterfüllung 
der Ablieferungspflichten oder wegen Steuerrückständen untersagt 
wird. Die Bauern, die im Zusammenhang mit Schwierigkeiten in der 
Weiterführung ihrer Wirtschaft ihre Höfe verlassen haben und nach 
Westberlin oder nach Westdeutschland geflüchtet sind (Kleinbauern, 
Mittelbauern, Großbauern), sollen die Möglichkeit erhalten, auf ihre 
Bauernhöfe zurückzukehren. Ist das in Ausnahmefällen nicht möglich, 
so sollen sie vollwertigen Ersatz erhalten. Es soll ihnen mit Krediten 
und landwirtschaftlichem Inventar geholfen werden, ihre Bauern
wirtschaften zu entwickeln. Strafen, die wegen Nichterfüllung von 
Abheferungsverpflichtungen oder Steuerverpfhchtungen ausgespro
chen wurden, sollen überprüft werden. Dabei wird vorgeschlagen, den 
Minister für Land- und Forstwirtschaft zu beauftragen, die erforder
lichen Maßnahmen zu treffen, damit die Interessen der landwirt
schaftlichen Produktionsgenossenschaften gewahrt bleiben.

Das Politbüro schlägt weiter vor, daß alle republikflüchtigen Per
sonen, die in das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
und den demokratischen Sektor von Berlin zurückkehren, das auf 
Grund der Verordnung vom 17. Juli 1952 zur Sicherung von Ver-
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